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Patientin macht Arzt zum Erben
Liegt ein Verstoß gegen die Berufsordnung vor?

8	Medical-Tribune-Gastbeitrag

FRANKFURT.  Eine Entscheidung des OLG Frankfurt hat 
großes Medieninteresse hervorgerufen. Ein Arzt, der seiner 
Patientin die Testierfähigkeit bescheinigte hatte, wurde von 
ihr als Miterbe testamentarisch bedacht. Das Gericht sah 
darin keinen Verstoß gegen die Berufsordnung, hat aber die 
Rechtsbeschwerde zum Bundesgerichtshof zugelassen.

Nach dem Tod der Patientin 
fochten die Miterben das 
Testament gegenüber dem 

Nachlassgericht Kassel an – mit der 
Begründung, die Erbeinsetzung des 
Arztes sei wegen § 32 Berufsordnung 
(BO) der Ärztinnen und Ärzte in 
Hessen nichtig. Nach dieser Norm 
ist es Medizinern nicht gestattet, 
von Patienten Geschenke oder Vor-
teile zu erhalten, wenn hierdurch 
der Eindruck erweckt wird, dass die 
Unabhängigkeit der ärztlichen Ent-
scheidung beeinflusst wird. 

In erster Instanz hatte das Nach-
lassgericht Kassel die Erbeinsetzung 
des Arztes noch wegen eines Ver-
stoßes gegen § 32 BO für teilnichtig 
gehalten (Beschluss vom 24.5.2023, 
Az.: 790 VI 3008/22 S). In zweiter 
Instanz führte das Oberlandesge-
richt Frankfurt aus, dass sich § 32 
BO nicht mit einem Testierverbot 
an den Erblasser richte und die 
Erbeinsetzung des Arztes deshalb 
wirksam sei. Bei der Entscheidung 
kam es nicht mehr auf einen Verstoß 
gegen den § 32 BO an. 

Die Entscheidung ist noch nicht 
rechtskräftig. Wenn einer der unter-
legenen Miterben Rechtsmittel ein-
legt, kann die Sache noch vom Bun-
desgerichtshof entschieden werden. 

Sollte die Landesärztekammer die 
Sache des betroffenen Arztes ahn-
den und in seiner Erbeinsetzung 
eine unzulässige Beeinflussung 
der Unabhängigkeit der ärztlichen 
Entscheidung sehen (wofür wenig 
spricht), hätte der Arzt vermutlich 
mit einer Rüge oder Geldbuße zu 
rechnen.

Generell kommt es rechtlich wie 
so oft auf den Einzelfall an. Im Ge-
sundheitswesen existieren im Zu-
sammenhang mit Testamenten von 
Patienten eine Vielzahl von Normen. 
Am deutlichsten ausgeprägt ist das 
bei „Heimärzten“ im Sinne des 
Heimgesetzes. Zu deren Gunsten 
sind letztwillige Verfügungen (also 
Testamente etc.) nach §§ 14 Abs. 1 
und Abs. 5 HeimG i.V.m. § 134 BGB 
verboten und damit nichtig. Anders 
ist dies bei verbeamteten und ange-
stellten Ärzten. Nach den einschlä-
gigen Regelungen ist hier die Erb-
einsetzung eines Arztes schwebend 
unwirksam und hängt von der Ge-
nehmigung des Dienstherren ab. 

Für niedergelassene Ärzte bleibt 
es bei der allgemeinen Norm des 
§ 32 BO. Dabei kommt es darauf
an, ob die Unabhängigkeit der ärzt-

lichen Entscheidung durch die Erb-
einsetzung beeinflusst ist. 

Nachlassgerichte informieren 
nicht die Ärztekammer

Anders als in dem Fall, den das 
Frankfurter OLG zu entscheiden 
hatte, bei dem die Erbeinsetzung des 
Arztes aus erbrechtlichen Gesichts-
punkten nicht zu beanstanden war, 
wurde in einem anderen Fall zulas-
ten des Arztes entschieden. Dieser 
wurde vom Ärztlichen Berufsgericht 
Niedersachsen am 11.5.2016, (Az.: 
BG 13/15) zur Zahlung einer Geld-
buße von 15.000 Euro verurteilt, weil 
er seine Patientin wiederholt aktiv 

beim Abfassen eines Testaments zu 
seinen Gunsten unterstützt hatte 
und damit den Eindruck vermittelte, 
dass er seine Stellung als Arzt dazu 

benutzt hatte, das Vertrauen der von 
ihm abhängigen Patientin zu miss-
brauchen. 

Zur Anzahl von Testamenten, 
in denen Ärzte von ihren Pa-

tienten als Erbe ein-
gesetzt werden, gibt es 
keine statistischen Er-
hebungen. Solche Fälle 
dürften auch nur dann 
justiziabel werden, wenn 
es um große Vermögen 
geht oder sich ein Mit-
erbe beschwert, weil er 
sich benachteiligt fühlt. 
Die Nachlassgerichte 
informieren auch nicht 
die Ärztekammer, wenn 
ein Arzt als Erbe eines 

Patienten bedacht 
wurde. 

Niedergelassene 
Ärzte, die von Pa-
tienten als Erbe 
eingesetzt wer-
den sollen, ist zu 
raten, nicht aktiv 

an der Abfassung eines Testaments 
mitzuwirken. Dem Patienten ist zu 
empfehlen, die Erbeinsetzung des 
Arztes inhaltlich mit dem Hinweis 
zu verbinden, dass er dies ohne je-
den Einfluss des Arztes macht. Ein 
derartiges Verhalten könnte nicht 
nur im erbrechtlichen Verfahren, 
sondern auch bei einer eventuellen 
berufsgerichtlichen Ahndung helfen. 
Andere Ärzte (Heimärzte, verbeam-
tete oder angestellte Ärzte) haben 
demgegenüber in der Regel keine 
Möglichkeit, eine Erbeinsetzung 
rechtlich durchzusetzen. 
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Beim Patiententestament 
nicht aktiv mitwirken

eArztbriefe werden 
doch bezahlt

KBV zitiert LSG: Pauschalen 
sind unverändert gültig

8	KBV-Praxisnachrichten

BERLIN.  Die Pauschalen für via 
KIM übermittelte eArztbriefe sind 
auch nach dem 1. Juli 2023 weiter-
hin gültig – und zwar so lange, bis 
der GKV-Spitzenverband und die 
KBV eine andere Regelung im Bun-
desmantelvertrag getroffen haben. 
Das meldet die KBV. Sie beruft sich 
auf das Landessozialgericht Berlin-
Brandenburg, wo sie ein einstwei-
liges Rechtsschutzverfahren gegen 
das BMG eingeleitet hatte. Versand 
(GOP 86900, 28 Cent) und Emp-
fang (GOP 86901, 27 Cent) von 
eArztbriefen waren seit Mitte 2023 
nicht mehr – mit max. 23,40 Euro je 
Quartal und Arzt – vergütet worden. 

KBV und GKV-Spitzenverband 
sollen Erstattung aktualisieren

Das Gericht habe bei einem Erörte-
rungstermin klargestellt, dass die Re-
gelungen der TI-Pauschale strikt von 
der Erstattung der Übermittlungs-
kosten des eArztbriefes zu trennen 
seien, da sie zwei verschiedene Pa-
ragrafen des SGB V berührten. Vom 
Ministerium sei das erneut bestätigt 
worden, schreibt die KBV. 

„Mit der Neuregelung der TI-Fi-
nanzierung hin zu einer monatlichen 
Pauschale vom 1. Juli 2023 an hatte 
das BMG durch eine verunglückte 
Formulierung in seinem Bescheid 
den – nach den Ausführungen des 
Gerichts unzutreffenden – Eindruck 
erweckt, dass es die Vergütung für die 
Übermittlung von eArztbriefen zum 
30. Juni 2023 gestrichen hat“, erklärt
die KBV. Das LSG habe KBV und
GKV-Spitzenverband aufgefordert,
die Pauschalen neu festzulegen.  REI
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